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Der Begriff «Digitale Kluft» (von engl, «digital divide», resp. «digital gap») steht für die 
Befürchtung, dass 

1. die Chancen auf den Zugang zum Internet und anderen (digitalen) Informations- und 
Kommunikationstechniken ungleich verteilt und stark von sozialen Faktoren abhängig sind, 
und 

2. diese Chancenunterschiede ihrerseits gesellschaftliche Auswirkungen haben, mit anderen 
Worten: Wer keinen Zugang zu modernen Kommunikationstechniken hat, hat schlechtere 
soziale und wirtschaftliche Entwicklungschancen. 

Der Begriff «Digitale Kluft» wird also sowohl auf die Unterschiede innerhalb einer Gesellschaft 
(«Wohlhabende haben mehr Möglichkeiten als Arme» oder «Junge nutzen das Intemet häufiger 
als Alte» oder «Männer mehr als Frauen») als auch auf internationaler Ebene angewandt («In 
Industrieländern bestehen bessere Möglichkeiten als in Entwicklungsländern»). Der Begriff der 
Digitalen Kluft ist zugleich eine Anlehnung an die sogenannte Wissenskluft. Es ist mittlerweile 
anerkannt, dass die digitalen Entwicklungschancen weniger von technischen Gegebenheiten 
(«Anschluss ans Netz») abhängen, als von den Fähigkeiten der Menschen, mit diesen Techniken 
umzugehen: Analphabeten nützt auch ein Intemetanschluss wenig. 

Wenn bei uns in der Schweiz und speziell im Kanton Basel-Stadt das Digitale Zeitalter vollends 
Einzug hält, gilt es zu verhindern, dass in unserer Gesellschaft eine solche Digitale Kluft entsteht, 
oder wenigsten soll alles unternommen werden, dass dies nicht geschieht. 

Aufgrund der obigen Ausführungen bitten die Unterzeichneten die Regierung zu prüfen und zu 
berichten, 

1. ob im Kanton Basel-Stadt genügend getan wird, um eine Digitalte Kluft zu verhindern; 

2. ob die Möglichkeit geschaffen werden kann, unentgeltliche Basiskurse zum Erwerb des 
Basiswissens für den Internetzugang anzubieten; 

3. ob einige PC-Terminals über den Kanton verteilt bereit gestellt werden können (z.B. eins pro 
Quartier), wo - ev. im Sinne einer «Public-Private-Partnership» - kostengünstig oder sogar 
unentgeltlich im Internet gesurft werden kann; 

4. ob Arbeitslose noch intensiver für Tätigkeiten im Bereich Informations- und 
Kommunikationstechnologien qualifiziert werden können; 

5. ob für Senioren - ev. im Sinne einer« Public-Private-Partnership» - kostengünstig oder sogar 
unentgeltlich regelmässige Kurse im Umgang mit elektronischen Geräten angeboten werden 
können (z.B. Umgang mit Billetautomaten & öffentlichen Telefonen, Handys, Internet). 
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